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Aufgrund

1. �des § 1 Satz 1 des Gesetzes zur Be-
stimmung von Zuständigkeiten vom  
3. April 1998 (GVBl. I S. 98), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 13. Dezember 
2012 (GVBl. S. 622), auch in Verbindung 
mit § 71 Abs. 8 und § 73 Abs. 2 des Be-
rufsbildungsgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 4. Mai 2020  
(BGBl. I S. 920), geändert durch Gesetz vom  
28. März 2021 (BGBl. I S. 591), und § 1 
Abs. 2 der Arbeits- und Berufsförderungs-
fortbildungsprüfungsverordnung vom  
13. Dezember 2016 (BGBl. I S. 2909), ge-
ändert durch Verordnung vom 9. Dezem-
ber 2019 (BGBl. I S. 2153),

2. �des § 47 Abs. 4 Satz 2 des Berufsbildungs-
gesetzes,

3. �des § 8 Abs. 4 des Berufsqualifikationsfest-
stellungsgesetzes vom 6. Dezember 2011 
(BGBl. I S. 2515), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 3. Dezember 2020 (BGBl. I  
S. 2702), und

4. �des § 36 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 19. Februar 
1987 (BGBl. I S. 602), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 25. Juni 2021 (BGBl. I  
S. 2099),

verordnet die Landesregierung:

Artikel 1 

Die Verordnung über Zuständigkeiten auf 
dem Gebiet der Berufsbildung und für die An-
erkennung ausländischer Abschlüsse vom 
25. Februar 2008 (GVBl. I S. 25), zuletzt ge-
ändert durch Verordnung vom 9. Juni 2017 
(GVBl. S. 98), wird wie folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) �In Nr. 1 wird die Angabe „Abs. 4“ 
durch „Abs. 6“ ersetzt.

bb) �Nach Nr. 2 wird als neue Nr. 3 ein-
gefügt:

„3. �§ 54 Abs. 3 Satz 1 (Bestätigung, 
dass die Fortbildungsprüfungs-
regelungen die Voraussetzun-
gen des § 53b Abs. 2 und 3 so-
wie des § 53a Abs. 2, des § 53c  
Abs. 2 und 3 oder des § 53d  
Abs. 2 und 3 des Berufsbildungs-
gesetzes erfüllen),“

cc) �Die bisherige Nr. 3 wird Nr. 4 und 
das Komma am Ende wird durch 
das Wort „und“ ersetzt.

dd) �Die bisherige Nr. 4 wird Nr. 5.

b) �In Abs. 2 Nr. 1 wird die Angabe „Abs. 7“ 
durch „Abs. 9“ ersetzt.

2. § 5 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Nr. 1 wird wie folgt gefasst:

„1. �in den Ausbildungsberufen Fachan-
gestellte für Medien- und Informa-
tionsdienste oder Fachangestellter 
für Medien- und Informationsdiens-
te und Verwaltungsfachangestellte 
oder Verwaltungsfachangestellter 
das Regierungspräsidium Gießen,“

b) Nr. 6 wird wie folgt gefasst:

„6. �im Ausbildungsberuf Kauffrau für Bü-
romanagement oder Kaufmann für 
Büromanagement die Industrie- und 
Handelskammer.“

3. § 6 wird wie folgt gefasst:

„§ 6

(1) Zuständige Stelle für die Durchfüh-
rung der Prüfung zum anerkannten Fort-
bildungsabschluss „Geprüfte Fachkraft 
zur Arbeits- und Berufsförderung“ nach  
§ 1 der Arbeits- und Berufsförderungsfort-
bildungsprüfungsverordnung ist das Re-
gierungspräsidium Gießen.

(2) Hinsichtlich des anerkannten Fort-
bildungsabschlusses „Geprüfte Fachkraft 
zur Arbeits- und Berufsförderung“ ist zu-
ständige Stelle nach § 8 Abs. 4 des Be-
rufsqualifikationsfeststellungsgesetzes 
das Regierungspräsidium Gießen.“

4. �In § 7 wird die Angabe „§ 102“ durch  
„§ 101“ ersetzt.

5. Nach § 7 wird als § 7a eingefügt:

„§ 7a

Die Befugnis der Landesregierung nach 
§ 47 Abs. 4 Satz 1 des Berufsbildungsge-
setzes, die Prüfungsordnung im Fall des 
§ 73 Abs. 2 des Berufsbildungsgesetzes 
durch Rechtsverordnung zu erlassen, wird 
der nach § 5 Abs. 1 jeweils zuständigen 
Stelle übertragen.“

*) Ändert FFN 73-26

Fünfte Verordnung zur Änderung der Verordnung über Zuständigkeiten auf dem 
Gebiet der Berufsbildung und für die Anerkennung ausländischer Abschlüsse*)

Vom 13. Setember 2021
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Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Wiesbaden, den 13. September 2021

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t

B o u f f i e r

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  
f ü r  W i r t s c h a f t ,  

E n e r g i e ,  Ve r k e h r  u n d  Wo h n e n

A l - Wa z i r
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Aufgrund des § 45a Abs. 3 des Elften Bu-
ches Sozialgesetzbuch vom 26. Mai 1994 
(BGBl. I S. 1014, 1015), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 20. August 2021 (BGBl. I  
S. 3932), verordnet die Landesregierung:

Artikel 11)

Änderung der Pflegeunterstützungsver-
ordnung

Die Pflegeunterstützungsverordnung vom 
25. April 2018 (GVBl. S. 75), zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 22. Juni 2021 (GVBl. 
S. 299), wird wie folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) �Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) �Nr. 9 wird wie folgt gefasst: 

„9. �bei Anbieterinnen und Anbietern

a) nach § 4 Abs. 1 Nr. 1,

b) �nach § 4 Abs. 1 Nr. 2, bei de-
nen nicht überwiegend qualifi-
ziert ehrenamtlich Tätige oder 
Personen, die einen in §  32 
Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 Buchst. d 
Einkommensteuergesetz ge-
nannten Freiwilligendienst 
leisten, als leistungserbrin-
gende Personen eingesetzt 
werden, und

c) �nach § 4 Abs. 1 Nr. 3 mit mehr 
als drei leistungserbringenden 
Personen

eine Vertretungsregelung für 
den Fall der Abwesenheit der 
leistungserbringenden Perso-
nen, insbesondere wegen Ur-
laub oder Krankheit, besteht,“

bb) �Nr. 12 wird wie folgt gefasst:

„12. �Entgelte, soweit diese erhoben 
werden, einschließlich etwaiger 
Umsatzsteuer,

a) �für Angebote zur Unterstüt-
zung im Alltag nach §  45a 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 und 2 des 
Elften Buches Sozialgesetz-
buch nicht höher liegen als 
30 Euro je Stunde oder

b) �für Angebote zur Unterstüt-
zung im Alltag nach §  45a 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 des Elf-
ten Buches Sozialgesetz-
buch nicht höher liegen als 
25 Euro je Stunde;

zum Entgelt zählen alle Neben-
kosten mit Ausnahme ange-
messener Fahrtkosten,“

b) �In Abs. 2 wird das Wort „vier“ durch 
„drei“ ersetzt.

2. § 4 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nr. 2 wird wie folgt gefasst:

„2. �nichtgewerblich tätige juristische 
Personen, insbesondere freie 
Träger, Einrichtungen und Or-
ganisationen; für Angebote nach 
§  45a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 des 
Elften Buches Sozialgesetzbuch 
jedoch nur, soweit überwiegend 
qualifiziert ehrenamtlich Tätige 
oder Personen, die einen in § 32 
Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 Buchst. d Ein-
kommensteuergesetz genann-
ten Freiwilligendienst leisten, als 
leistungserbringende Personen 
eingesetzt werden,“

bb) �In Nr. 3 wird das Wort „Ein-
kommenssteuergesetz“ durch 
„Einkommensteuergesetz“ ersetzt 
und wird die Angabe „mit mindes-
tens einer oder einem sozialver-
sicherungspflichtigen oder gering-
fügig Beschäftigten nach § 8 des 
Vierten Buches Sozialgesetzbuch“ 
gestrichen.

b) �In Abs. 2 wird das Wort „Einkommens-
steuergesetz“ durch „Einkommensteu-
ergesetz“ ersetzt.

c) Abs. 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Leistungserbringende Perso-
nen dürfen mit der leistungsempfan-
genden Person weder bis zum zweiten 
Grad verwandt oder verschwägert sein 
noch mit ihnen in häuslicher Gemein-
schaft leben; die Regelung des § 11 
des Lebenspartnerschaftsgesetzes 
vom 16. Februar 2001 (BGBl. I S. 266), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
18. Dezember 2018 (BGBl. I S. 2639), 
in der jeweils geltenden Fassung gilt 
entsprechend.“

3. § 5 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Anbieterinnen und Anbieter nach  
§ 4 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 können Leis-
tungen im Rahmen eines Angebots 
zur Unterstützung im Alltag nur 
durch Fachkräfte nach Abs. 2 oder 
Personen mit einer Basisqualifika-
tion, die mindestens den Anforde-
rungen nach Abs. 3 entspricht, er-
bringen.“

bb) �In Satz 3 wird die Angabe „Bei Anbie-
tern nach § 4 Nr. 3“ durch „Bei Anbie-
terinnen und Anbietern nach § 4 Abs. 
1 Nr. 3 mit mehr als drei leistungser-
bringenden Personen“ ersetzt.

cc) �Folgender Satz wird angefügt:

„Satz 3 gilt nicht für Angebote zur 
Entlastung im Alltag nach § 45a 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 des Elften Bu-
ches Sozialgesetzbuch.“1) Ändert FFN 93-47

Verordnung zur Änderung pflegeunterstützungsrechtlicher Vorschriften
Vom 23. September 2021
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²) Ändert FFN 93-47

b) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa) Nr. 2 wird wie folgt gefasst:

„2. �mindestens 30 Unterrichts-
stunden umfassen,

a) �worauf bis zu zehn Stun-
den für einen zum Zeit-
punkt des erstmaligen 
Einsatzes nicht länger 
als drei Jahre zurücklie-
genden Erste-Hilfe-Kurs 
angerechnet werden 
können und

b) �wovon bis zu zehn Stun-
den innerhalb von zwölf 
Monaten nach dem erst-
maligen Einsatz absol-
viert sein können, und“

bbb) �In Nr.  3 werden nach der An-
gabe „Abs.  2“ die Wörter „als 
Präsenz- oder Onlineschu-
lung“ eingefügt.

bb) �In Satz  2 Nr.  3 wird die Angabe 
„§ 53c“ durch „§ 53b“ ersetzt.

4. �In § 6 Nr. 2 wird die Angabe „§ 4 Nr. 1 bis 
3“ durch „§ 4 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 mit mehr 
als drei leistungserbringenden Personen“ 
ersetzt.

5. �§ 7 wird wie folgt geändert:

a) �In Abs. 1 werden die Wörter „acht Unter-
richtsstunden jährlich“ durch „vier Unter-
richtsstunden jährlich oder acht Unter-
richtsstunden alle zwei Jahre“ ersetzt.

b) �Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Anbieterinnen und Anbieter nach 
§ 4 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 mit mehr als drei 
leistungserbringenden Personen sind 
bei Betreuungsangeboten und Ange-
boten zur Entlastung von Pflegenden 
verpflichtet, den leistungserbringen-
den Personen, die keine Fachkräfte 
sind, unentgeltliche fachliche und psy-
chosoziale Anleitung, Begleitung und 
Unterstützung durch Fachkräfte sowie 
bedarfsweise Team- und Fallbespre-
chungen anzubieten.“

6. �§ 8 Satz 1 Nr. 6 wird wie folgt gefasst:

„6. �bei Anbieterinnen und Anbietern

a) �nach § 4 Abs. 1 Nr. 1,

b) �nach § 4 Abs. 1 Nr. 2, bei denen nicht 
überwiegend qualifiziert ehrenamt-
lich Tätige oder Personen, die einen 
in § 32 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 Buchst. d 
Einkommensteuergesetz genannten 
Freiwilligendienst leisten, als leis-
tungserbringende Personen einge-
setzt werden, und

c) �nach § 4 Abs. 1 Nr. 3 mit mehr als 
drei leistungserbringenden Perso-
nen

Vertretungsregelungen für den Fall 
der Abwesenheit.“

7. �§ 9 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) �Satz 2 wird wie folgt geändert:

aa) �In Nr.  1 wird die Angabe „18.  Juli 
2017 (BGBl.  I S.  2732)“ durch  
„10. August 2021 (BGBl. I S. 3420)“ 
ersetzt.

bb) �In Nr. 2 werden nach dem Wort „bei“ 
die Wörter „Anbieterinnen und“ ein-
gefügt und wird nach der Angabe 
„§ 4“ die Angabe „Abs. 1“ eingefügt.

cc) �In Nr. 3 werden nach dem Wort 
„bei“ die Wörter „Anbieterinnen und“ 
und nach der Angabe „§ 4“ die An-
gabe „Abs. 1“ eingefügt und wird 
die Angabe „18. Juli 2017 (BGBl. I  
S. 2739)“ durch „10. Juli 2020 (BGBl. 
I S. 1657)“ ersetzt.

dd) �In Nr. 4 werden nach dem Wort „bei“ 
die Wörter „Anbieterinnen und“ ein-
gefügt und wird nach der Angabe 
„§ 4“ die Angabe „Abs. 1“ eingefügt.

b) �In Satz 4 werden nach dem Wort „von“ 
die Wörter „Anbieterinnen und“ einge-
fügt und wird nach der Angabe „§ 4“ die 
Angabe „Abs. 1“ eingefügt.

8. �In § 10 Abs. 3 Satz 1 werden die Wörter 
„ist zu widerrufen“ durch „soll widerrufen 
werden“ ersetzt.

9. �§ 11 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Örtlich zuständig ist der Magistrat 
oder der Kreisausschuss, in dessen Ge-
biet die Anbieterin oder der Anbieter das 
Angebot erbringen will. Will die Anbieterin 
oder der Anbieter das Angebot in mehre-
ren Landkreisen oder kreisfreien Städten 
erbringen, ist der Magistrat oder Kreisaus-
schuss örtlich zuständig, in dessen Gebiet 
die Anbieterin oder der Anbieter den Sitz 
hat; Anbieterinnen und Anbieter, die kei-
nen Sitz in Hessen haben, können wählen, 
bei welchem nach Satz  1 örtlich zustän-
digen Magistrat oder Kreisausschuss der 
Anerkennungsantrag gestellt wird.“

Artikel 22)

Weitere Änderung der Pflegeunterstüt-
zungsverordnung

Die Pflegeunterstützungsverordnung, zu-
letzt geändert durch Art. 1, wird wie folgt ge-
ändert:

1. Dem § 1 wird als Abs. 3 angefügt:

„(3) Die Anerkennungsvoraussetzun-
gen nach Abs. 1 Nr. 6, 7, 11, 12, 14 und 
15 gelten nicht für Angebote von Nachbar-
schaftshelferinnen und Nachbarschafts-
helfern.“

2. § 4 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) �In Nr. 4 wird nach dem Wort „anbieten“ 
der Punkt durch ein Komma ersetzt.

b) Als Nr. 5 wird angefügt:

„5. �für Angebote nach §  45a Abs.  1 
Satz 2 Nr. 3 des Elften Buches Sozi-
algesetzbuch auch Einzelpersonen, 
die die Voraussetzungen des §  4a 
Nr. 4 erfüllen.“
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3. �Nach § 4 wird als § 4a eingefügt:

„§ 4a

Nachbarschaftshelferinnen und Nachbar-
schaftshelfer

Leistungen von Einzelpersonen nach  
§ 4 Abs. 1 Nr. 5 können nur anerkannt wer-
den, wenn

1. �die Unterstützung auf der Basis eines 
freiwilligen bürgerschaftlichen Engage-
ments mit besonderem Bezug ehren-
amtlich im Rahmen der Nachbarschafts-
hilfe erfolgt,

2. �eine Unterstützung von höchstens drei 
pflegebedürftigen Personen je Kalen-
dermonat erfolgt,

3. �für Leistungen nur eine zeitlich pau-
schalisierte Aufwandsentschädigung 
verlangt wird,

4. �eine geeignete Qualifizierung mindes-
tens im Umfang eines Pflegekurses 
nach § 45 des Elften Buches Sozialge-
setzbuch nachgewiesen wird.“

4. �§ 9 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt geändert:

a) �In Nr. 4 wird nach dem Wort „Sozialver-
sicherung“ der Punkt durch ein Komma 
ersetzt.

b) �Als Nr. 5 wird angefügt:

„5. �bei Anbieterinnen und Anbietern 
nach § 4 Abs. 1 Nr. 5 der Nachweis 
einer geeigneten Qualifizierung im 
Sinne des § 4a Nr. 4.“

³) Ändert FFN 350-90

5. �§ 10 wird wie folgt geändert:

a) �In Abs. 2 wird die Angabe „§ 1“ durch 
„den §§ 1 oder 4a“ ersetzt.

b) �In Abs. 3 Satz 1 wird die Angabe „§ 1“ 
durch „den §§ 1 oder 4a“ ersetzt.

6. �§ 12 wird wie folgt geändert:

a) �In Abs. 1 wird die Angabe „§ 1“ durch 
„den §§ 1 oder 4a“ ersetzt.

b) �Dem Abs. 2 wird folgender Satz ange-
fügt:

„Dies gilt nicht für Anbieterinnen und An-
bieter nach § 4 Abs. 1 Nr. 5.“

7. �§ 13a wird aufgehoben.

Artikel 33)

Aufhebung bisherigen Rechts

Die Verordnung zur Ausführung des 
Pflegeleistungs-Ergänzungsgesetzes vom  
16. Dezember 2003 (GVBl. I S. 491), zuletzt 
geändert durch Verordnung vom 3. Novem-
ber 2014 (GVBl. S. 269), wird aufgehoben.

Artikel 4

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der 
Verkündung in Kraft. Abweichend von Satz 1 
tritt Art. 2 am 1. Oktober 2021 in Kraft.

Wiesbaden, den 23. September 2021

Hessische Landesregierung

D e r  M i n i s t e r p r ä s i d e n t

B o u f f i e r

D e r  M i n i s t e r  f ü r  S o z i a l e s 
u n d  I n t e g r a t i o n

K l o s e
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